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Grüne und PDS 
treiben die SPD 


Das Ergebnis der Wahlen zum 


europäischen Parlament und die. 


eine Woche später stattgefundenen 
Wahlen im Land Sachsen-Anhalt 
endeten miteinem Paukenschlag für 
das parlamentarische System der 
BRD: Gegen alle Bestrebungen der 
SPD, gegen alle Anfeindungen der 
CDU/CSU wird seit diesen Wahlen 
nicht nur mehr über eine rot-grüne 
Koalition geredet, sondern übereine 
solche, die sich durch die PDS 
tolerieren lassen müßte. Was noch 
vor kurzem als absurd galt, beschäf- 
tigt heute PolitikerInnen der eta- 
blierten Parteien und die Redakti- 


onsstuben derbürgerlichen Medien. 

Schon bei den Europawahlen 
verfehlte die SPD deutlich ihr Ziel, 
stärkste Partei vorder CDU/CSU zu 
werden. Statt dessen mußte sie 
gegenüber den Europawahlen 1989 
einen Verlust von 5,1% hinnehmen, 
gegenüber dem Bundestagswahlen 
1990 hieltsie ihr Ergebnis. Die CDU 
ging aus dieser Auseinandersetzung 
als Sieger hervor, sie konnte ihr 
Ergebnis gegenüber 1989 und 1990 
halten. Siegreich war sie dennoch 
nicht, weil ihr Koalitionspartner, die 
FDP, mit 4,1% deutlich unter die 
5%-Hürde rutschte, undohnediesen 


Europawahlen 
Tendenz uneinheitlich - Gewinne für die Rechten 


und Populisten, aber nicht für alle 
Seite6 
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Die SPD nach den Eurowahlen 


kamabit 
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ernst gemeint‘ Kurden 


Demonstrationen 


Die Warnung des Kanzlers war 
ans der 
Türkei, die das deutsche „Gast- 
recht verletzen“ oder „in unerträg- 
licher Weise mißbrauchen“, müß- 
ten sich „über die Konsequenzen 
im klaren sein“. Was bisher bedeu- 
tete: KurdiInnen, die gegen den ; 
auch mit deutschen Waffen began- 
genen Mord an ihrem Volk mit 
oder Straßen- 
sperren protestieren, werden kur- 
zerhand abgeschoben. Wenn sie in 
der Türkei den staatlichen Folte- | 
rern oder den Todesschwadronen 


hat die Union keine Mehrheit. Diese 
Konstellation wiederholte sich un- 
ter etwas anderen Vorzeichen noch 
einmal bei den Landtagswahlen in 
Sachsen-Anhalt. DieCDU blieb mit 
34,4% knapp vor der SPD (34%); 
wieder schaffte die FDP den Sprung 
nicht, diesmal deutlich mit 3,6%, 
wobei sie gegenüber der Landtags- 
wahl 1990 sogar 9,9% verlor. 

Die eigentlichen Sieger beider 
Wahlen waren jedoch Bünd- 
nis90/Die Grünen und die PDS. Bei 
den Europawahlen schafften die 
Grünen 10,1%; die PDS scheiterte 
mit4,7% (fürdie meisten Demosko- 
pen völligüberraschend) nur knapp 
an der 5%-Hürde, was einem Anteil 
von fast 20% in den neuen Bundes- 
ländern entspricht. Bei den Land- 
tagswahlen in Sachsen-Anhalt ge- 
wannen die Grünen schließlich 
5,1% — siehatten damitetwas mehr 
Glück als die PDS bei den Europa- 
wahlen — und die PDS 19,9%. 

Damit gab es in beiden Wahlen 
eine deutliche Mehrheit links von 
der jetzigen Bundesregierung und 
der letzten Landesregierung in 
Sachsen-Anhalt. 


Fortsetzung Seite5 


Türkei abschieben, der sich hier 


gewalttätig verhält, andere I.ente 


der 


K 


Schwerpunkt 
„Innere Sicherheit“ 


A 


Neues Zaube 
„Organisierte 


\ .Kriminalisieren 


i» 


Nationalen Befreiungsfront 
urdistans RRNK — wurde umge- 
hend und mit tödlicher 
Konsequenz geahndet. 
Für das Kurdistan-In- 
formationsbüro in 
Deutschland — und für 
die demokratische Öf- 
fentlichkeit insgesamt — 
stellt sich die Frage, „ob 
das Verbot der kurdi- 
schen Organisationen 
und Vereine in der Bun- 
desrepublik jetzt mit 
standrechtlichen Er- 


gener Waffe auf einen Jugendli- 
chen losgeht, nimmt eine hlntige 
Eskalation in Kauf. Die von den 
Grünen geäußerte Kritik an den 
„schlecht gesicherten Waffen der 
niedersächsischen Polizei‘ geht an 
dem Problem völlig vorbei. Zeugen 
berichteten darüber hinaus, 
Beamte habe seine Waffe ohne 
Vorwarnung und aus zehn Metern 
Entfernung eingesetzt. Ob mit oder 
ohne Anweisung von oben, ist 
sekundär. Die Feststellung von 
Innenminister 
staatliche Verfahren würden auf 


In mörderischer Absicht! 


der 


Kanther, rechts- 


— 


| den. Ihre Aussage, zwei GSG- 


f 


| — 


Bad Kleinen: 
These vom 
Selbstmord 

nicht zu halten 


Für die Bundesregierung war 
der höchst unerfreuliche „Fall 
Bad Kleinen“ Anfang März 
erledigt. Trotz noch laufender 
Ermittlungen legte sie ihren | 
Schlußbericht vor: Da „Fremd- 
verschulden“ am Tode des 
RAF-Mitglieds Wolfgang 
Grams auszuschließen sei, 
müsse es sich zweifelsfrei um 
„Selbstmord“ handeln. 

Die einzige Augenzeugin 
war schon frühzeitig als un- 
glaubwürdig hingestellt wor- 


9-Beamte hätten auf den am 
Boden liegenden Grams ge- 
schossen, wird nun durch ein 
neuesGutachten gestützt. Da- 
nach wurde Grams, bevor er 
durch aufgesetztenSchußaus 
seiner eigenen Pistole starb, 
die Wafie aus der Hand ent- 
wunden. Die dabei entstande- 
ne Hautabschürfung ist von 
Gutachter Dr. Bonte im Selbst- 
versuch nachgestellt worden. 
Die staatsoffizielle Selbst- 
mordthese ist nicht länger zu 
halten. Die Tatausführenden 
müssen ebenso zur Rechen- 
schaft gezogen werden wie 
ihre Auftraggeber und diejeni- 
gen, die sich der Vertuschung 
der. Wahrheit schuldig ge- 
machthaben. Seite 10 


Imperiale 
Okologie 


Auch in den imperialisti | 
schen Machtzentren greift 
die Erkenntnis um sich, daß 
sie durch die von ihnen 
verursachte ökologische Zer- 
störung zunehmend selbst 
betroffen sein werden. Die 
Machtzentren streben daher 
einerseits an, die industrielle 
Produktion kapitalistischen 
Zuschnitts durch Installie- 
rung eines globalen Öko-Re- 


Kurden „offensichtlich keinen ab- 
schreckenden Eindruck“ machen, 
kann auch als Aufforderung zu 
„wirkungsvollerer“ Polizeiarbeit 
verstanden werden. Der Tod von 
Halim Dener war kein Unfall, 
sondern Folge der staatlichen Dif- 
famierungs- und Verbotspolitik ge- 


bedroht oder sonst Gesetze miß- 


in die Hände fallen, haben sie sich 
das selbst zuzuschreiben. Abschie- 
bung ohne Prozeß ist nach dem 
Ausländerrecht legal, „wenn er- 
hebliche Interessen der Bundesre- 
publik beeinträchtigt sind“. Kohls 
„Herausforderer“ Scharping ist das 
zuwenig. Er würde am liebsten 


schießungen und ande- 
ren extralegalen Mitteln durchge- 
setzt werden soll. Führt jetzt auch 
die deutsche Polizei einen Krieg 
gegen die Kurden?“ 
Die offizielle Version, die Er- 
schießung von Halim Dener seiein 
„tragischer Unfall“, ist ganz und 


gimes unter ihrer Führung 
aufrechtzuerhalten. Ander- 
seits wollen sie aber die 
Ausweitung dieser Produkti- 
onsweise einer internationa- 
len Regulierung unterwer- 
fen. Im Rahmen eines globale 


achtet.“ 

Mit der Erschießung des fünf- 
zehnjährigen kurdischen Asylbe- 
werbers Halim Dener durch einen 
Zivilpolizisten in Hannover hat der 
Staatsterror ein neues Stadium er- 
reicht. Das „Verbrechen“ von Ha- 


Abs: Hamburger satz- und Verlagskooperative 


„jeden (!) Kurden auch in die 


lim Dener — Kleben von Plakaten 


gar unglaubwürdig. Wer mit gezo- 


gen Kurden. 


Der Krieg im Jemen wird | 
fortgesetzt. Immer. wieder | 
werden Waffenstillstandsab- 
kommen ausgehandelt und 
dann nur kurze Zeit später 
vom Nordjemen gebrochen, 
_ der versucht, den Südjemen 
_ militärisch zu unterwerfen. 
_ Dagegen leisten die Men- 
schen im Südjemen erbitter- 
ten Widerstand. Die unter- 
schiedlichen gesellschaftli- | 
chen Bedingungen in beiden | 
Teilen Jemens haben schon | 
kurz nach der Vereinigung 
von Nord- und Südjemen zu | 
Spannungen und später zum 
Bruch geführt. Dies und spe- | 
ziell die Politik der Jemeniti- 


| 


| mordung von Unterhändlern 
| der Patriotischen Union Kur- 


Der Nachricht über die Er- 


distans durch Mitglieder der 
Demokratischen Partei Kur- 
distans folgte in der interes- 
sierten Szene umgehend die 
Frage: Warum KurdInnen ge- 
gen KurdInnen? Diese Frage 
ist jedoch schon im Ansatz 
|. falsch, da es die KurdInnen | 
| nicht gibt und in der kurdi- 
| schen Gesellschaft ebenso- 
viele unterschiedliche Vor- 


| stellungen und Verhaltens- | 
weisen vorhanden sind wiein | 


jeder anderen Gesellschaft | 
auch. — Wir publizieren Jan 
Keetmans Analyse der krie- 


Wer heutzutage China be- 
sucht, wird den Eindruck 
| nicht los, daß in diesem Land 
kein Stein auf dem anderen 
bleibt. Die von der Kommu- 
nistischen Partei eingeführte 
| „sozialistische Marktwirt- 
| schaft“ hat zueinembeispiel- 
| losen Wirtschaftsboom ge- 
| führt, der die gesamte soziale 

Struktur des Landes verän- 
| dert. Die ländliche Bevölke- 

rung ist davon genauso direkt 
| betroffen wie die Menschen 
| in den Städten. Wohin die 
| Reise gehen wird, vermag | 
| niemand zu sagen — auch die 

Kommunistische Partei nicht, 
| die selber immer mehr zur | 


|. scher Krieg gegen die eigene 


u 


__ nie | 


Zu welcher Menschenver- 
achtung der real existierende 
Kapitalismus, zumal unter 
den gnadenlosen Bedingun- 
gen des Weltmarktes, in der 
Lage ist, zeigt ein Vorfall aus 
Chile. In einigen ‘armen 
Wohnvierteln am Rande 
Santiagos waren Fruchtflie- 


gen aufgetaucht: Daraufhin | 


wurden diese Viertel ohne 
Vorwarnung aus der Luft mit 
einem nervengasähnlichen 
Insektizid besprüht. Der 


‚Grund: Nichttropische Früch- 
te gehören zuden wichtigsten | 
Exportartikeln des neolibera- | 


len Musterlandes. Chemi- 


schlachtet, das bislang durch | 


„humanitären Verpflichtun- | 
| “ 
gen 


_fähr: Die FPR ist dabei, die 


Amanda | 


Was willFrankreichinRwan- | 
da? Hunderttausende von 
RwanderInnen, meist der Tut- 
si-Minderheit _ angehörend, 
wurden von den Truppen und 
Milizen des Regimes abge- 


Frankreich unterstützt und 
aufgerüstet wurde. Nun, Wo- 
chen nach dem großen Mor- 
den, hat man in Paris seine | 
entdeckt und den als 
UNO-Mission gekennzeich- 
neten Einmarsch in das zen- 


tralafrikanische Land begon- | 


nen. Sicher nicht von unge- 


| 


Macht im Land zu überneh- | 


| ren „ungebremsten Bevölke- 


Gültigkeit beanspruchenden 
„Umweltrechts‘“ werden öko- 
nomische und militärische 
Zwangsmaßnahmen disku- 
tiert. Diese Politik wird mit | 
einer entsprechende Ideolo- | 
gie legitimiert: Die ökologi- 
sche Krise werde von der 
ganzen Menschheit verur- 
sacht, sie könne daher auch 
nur gemeinsam gelöst wer- 
den — wobei die imperialisti- 
schen Zentren sich als die 
einzig kompetenten Krisen- 
manager darstellen. Mit der 
Verwischung der Hauptver- 
antwortung einher geht die 
Klage gegenüber den ausge- 
beuteten Weltregionen, inde- 


rungswachstum“ und deren 
Versuchen nachholender in- 


| dustrieller Entwicklung das 


schen Sozialistischen Partei | gerischen Auseinanderset- | | Getriebenen wird. Einige Bevölkerung - ein neuer | men. Damitwäre Rwandader eigentliche Gefährdungspo- 

‚Übeleuchter Guniber Orkan) | zungen in Südkurdistan auf | | Eindrücke und Schlaglichter | Kriegsschauplatz der freien | ManzussschenEinfiußzonem| | tential für die Umwelt liege 
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Irmgard Möller 
muß im Knast bleiben 


Am Mittwoch, dem 22. Juni, hat die 
Anhörung von Irmgard Möller durch die 
Strafvollstreckungskammer des Landge- 
richts Lübeck über den im November 1992 
gestellten Antrag auf vorzeitige Entlas- 
sung - nach nunmehr fast 22 Jahren Knast 
— stattgefunden. Angehört wurden Irm- 
gard Möller und ein Sachverständiger. Die 
Kammer hat es vorerst abgelehnt, über 
diesen Antrag zu entscheiden. 

Ein psychiatrisches Gutachten über 
Irmgard war im Herbst letzten Jahres von 
der zuständigen Staatsanwaltschaft in Hei- 
delberg gefordert worden. Irmgard Möller 
lehnt es, wie alle Gefangenen aus der RAF, 
ab, an einem psychiatrischen Gutachten 
mitzuwirken. Da solche psychiatrischen 
Gutachten vor allem den Zweck haben, 
diejenigen, die Widerstand gegen das 
System leisten, für verrückt zu erklären. 
Irmgard hat, auch jetzt vor Gericht ‚immer 
wieder betont, daß es bei der Freilassung 
um eine politische Entscheidung geht. 

Das Gericht beauftragte Ende letzten 
Jahres einen Lübecker Psychiater damit, 
ein Gutachten nach Aktenlage zu erstellen. 
Dieser kam zu dem Ergebnis, daß dies 
nicht möglich sei. Das Gericht hat jetzt 
verlangt, daß der psychiatrische Sachver- 
ständige Interviews mit den SchließerIn- 
nen und den BesucherInnen führen soll. 
Diese Maßnahme war wohl schon vorbe- 
reitet, da es gleich die nötigen Namen und 
Adressen überreichen konnte. Mit dieser 
Entscheidung wird Irmgard Möllers Frei- 
lassung - trotz ihrer durch die 22 Jahre 
Sonderhaftbedingungen stark angegriffe- 
nen Gesundheit weiter blockiert - schein- 
bar an der Verfahrensfrage der Gutachten- 
erstellung.Am 8.7. 1994 ist der 22. Jahres- 
tag ihrer Festnahme. Irmgard muß endlich 
raus! Außer Irmgard Möller sitzen seit 
über 15 Jahren im Knast: Karl-Heinz 
Dellwo, Hanna Krabbe, Lutz Taufer (alle 
19 Jahre), Knut Folkerts (17 Jahre), 
Christine. Kuby ..(16 Jahre) und Rolf 
Heissler (15 Jahre). 


Mumia Abu-Jamal 
braucht Unterstützung 


Mumia Abu-Jamal ist ein ehemaliger 
Informationsleutnant der Black Panther 
Party und ein bekannter Radiojournalist 
aus Philadelphia. 1980 wurde er zum 
Präsidenten der Vereinigung Schwarzer 
Journalisten in Philadelphia gewählt. Er 
war und ist weit über die Stadt hinaus für 
seine engagierte Berichterstattung be- 
kannt. Das FBI, die Polizei und das 
politische Establishment Philadelphias 


Wir wissen zwar nicht, was die ak-Lese- 
tInnen beim Lesen dieser Zeilen im 
Fortsetzungsroman „Gremliza gegen ak“ 
schon wieder verpaßt haben, können ihnen 
allerdings sagen, was sie verpaßt hatten, 
als wir ihnen die letzte Ausgabe zuschick- 
ten. Mit dem gleichen genauen Timing wie 
beim Mal zuvor bekamen Verlag und 
Redaktion am Auslieferingstag der Aus- 
gabe 367 vom Landgericht Hamburg eine 
Ladung für den 14. Juli. Gegenstand 
dieses albernen Prozesses: Wir sollen dazu 
verurteilt werden, Gremlizas Widerrufbe- 
gehren in einer von ihm vorzuschreiben- 
den Form abzudrucken. Außerdem sollen 
wir DM 6.000,- Strafgeld zahlen, weil wir 
nach Unterzeichnung einer Unterlas- 
sungserklärung noch zwei Bestellungen 
der beanstandeten ak-Ausgabe nachge- 
kommen sind — genau zwei Bestellungen, 
die von Handlangern Gremlizas getätigt 
wurden. Wie dieser Teil der Farce ausge- 
gangen ist, werden wir in der Augustaus- 
gabe (erscheint am 24.8.94) bekanntge- 


ben. 
xr% 


Aber man macht sich ja weiter Gedanken, 
weshalb der Herr diesen Weg wählte. Ein 
Fehler ist es offensichtlich, allzu sehr nach 
politischen oder zumindest aus der Logik 
der politischen Auseinandersetzung kom- 
menden Motiven zu forschen. Das Motiv 
ist viel einfacher, es geht um Geld. Dazu 
Originalton konkret 71/94: „Die KON- 
KRET-Redaktion hat sich entschieden, die 
Leserinnen und Leser nicht mit einer 
Antwort auf das Zeug zu langweilen, 
sondern alles Nötige von den dazu ge- 
schaffenen Einrichtungen jener Nation 
erledigen zu lassen, die den Herren 
Hilfswilligen so sehr am Herzen liegt. (Im 
wesentlichen wird es die 24. Zivilkammer 
des Hamburger Landgerichts sein. Viel- 
leicht entdecken die Beklagten Ja vor 
Gericht die Klassengesellschaft in Form 
ihrer Klassenjustiz wieder. Wie sich den- 
ken läßt, ist ein solcher Beitrag zur 
Fortbildung nicht kostenlos. Aber es 
kommt ja einem guten Zweck zugute: 
KONKRET.)“ 

Wie Gremliza dazu kommt, uns diese 
nicht kostenlose Fortbildung durch die 


Neltweit: Die politische 


versuchten schon seit den 60er Jahren, 
Mumia Abu-Jamal zu kriminalisieren. Im 
Dezember 1981 wurde er dann bei einem 
Angriff von Polizisten auf seinen Bruder 
schwer verletzt; ein Polizist wurde bei 
dieser Polizeiaktion erschossen. Die Poli- 
zei und die Stadtregierung Philadelphias 
verbreiteten schon 24 Stunden nach dem 
Vorfall, daß Mumia der Mörder des 
Polizisten gewesen sei. 

Am 4.7.1982 verurteilte ihn eine mehr- 
heitlich weiße Geschworenenjury und ein 


wi 


‚i 


weißer Richter, der als der „Henker von 
Philadelphia“ bekannt ist, zum Tode. 
Seitdem befindet sich Mumia Abu-Jamal 
22 Stunden täglich in Einzelisolation in, 
den Todestrakten von Pennsylvanias Ge- 
fängnissen. Von dort kämpft er um sein 
Leben und seine Freiheit; aus dieser Zelle 
arbeitet er auch weiterhin als Journalist. 
In den letzten fünf Jahren gibt es in den 
USA, aber auch international, wieder 
verstärkte Aktivitäten von UnterstützerIn- 
nen und Angehörigen, um politisch und 
juristisch gegen das Todesurteil vorzuge- 
hen und für Mumias Freilassung zu 
kämpfen. So hat sich u.a. auch der 
Generalsekretär von Amnesty Internatio- 
nal in einem Brief an Gouverneur Casey 


für Mumias Begnadigung ausgesprochen. 
Der öffentliche Druck auf den noch 
amtierenden Gouverneur von Pennsylvan- 
ia, Robert Casey, und die Gefängnislei- 
tung des Huntingdon-Gefängnisses haben 
Anfang 1994 immerhin dazu geführt, daß 
Mumia zum ersten Mal seit Jahren wieder 
Bücher erhalten kann und ein Radio sowie 
einen Fernseher in seiner Zelle besitzen 
darf. 

Trotz dieses Teilerfolgs ist die Gesamt- 
perspektive für Mumias Freilassung eher 


Dr gg serien ee 
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schlecht. Im November 1994 finden in 
Pennsylvania Gouverneurswahlen statt, 
bei denen der jetzige Gouverneur Casey 
nicht mehr kandidieren wird. Sämtliche 
KandidatInnen der Republikanischen und 
Demokratischen Partei 'treten in ihrem’ 
Wahlkampf offensiv für die Todesstrafe 
und für eine Wiederaufnahme der Hinrich- 
tungen in Pennsylvania ein. Parallel zu 


“ diesem „Law and Order“-Wahlkampf hat 


die Gefängnisbehörde von Pennsylvania 
einen neuen Hochsicherheitsknast in 
Greene County fertiggestellt, in dem sich 
ein eigener Hochsicherheitstrakt für alle 
Gefangenen, die zur Todesstrafe verurteilt 
worden sind, des Bundesstaates befindet. 
Das Vollzugsprogamm von Greene 


County orientiert sich an Stammheim - 
totale Isolation der Gefangenen unterein- 
ander —- und einem fünf-Stufen-Pro- 
gramm, innerhalb dessen sich die Gefan- 
genen durch „angepaßtes Verhalten“ lang- 
sam zu bestimmten Vollzugslockerungen, 
wie Umschluß etc., hocharbeiten „kön- 
nen“. Der Todestrakt soll gegen Ende des 
Sommers 1994 geöffnet werden. D.h., daß 
dann auch Mumia in ein Gefängnis verlegt 
wird, das sich ca. sechs Stunden Autofahrt 
von Philadelphia und damit sechs Stunden 


Autofahrt von seinen Angehörigen und 
UnterstützerInnen entfernt befindet. 
Hinzu kommt, daß die rechtsradikale 
und rassistische Polizeigewerkschaft Fra- 
ternal Odcı uf Police (FOP) offentlich 
Mumias sofortige Hinrichtung verlangt 


und dabei auch verstärkt Druck auf Politi- 


kerInnen ausübt und Medienarbeit für 
dieses Ziel macht. Wie einflußreich die 
FOP tatsächlich ist, hat sich im letzten 
Monat gezeigt: Der US-weite liberale 
Radiosender National Public Radio (NPR) 
hatte beschlossen, sechs Radiokommenta- 
re von Mumia innerhalb eines halben 
Jahres zu senden. Nachdem National 
Public Radio die Ausstrahlung des ersten 
Kommentars öffentlich angekündigthatte, 


Betr.: Gremliza gegen ak 


Der schnöde 


Klassenjustiz zu verabreichen, kann man 
erst gänzlich begreifen, wenn man noch 
eine andere Quelle zur Hand nimmt. In 
focus vom 13.6. wird unter der Überschrift 
„Die Winkelzüge des Herm G. - Wie 
‚konkret‘-Chef Gremliza seine Gläubiger 
abschütteln will“ folgendes berichtet: „Li- 
teraturprofessorin Gertrud Höhler bekam 
zwar Recht, aber noch kein Geld. Nach 
einem Urteil des Landgerichts Hamburg 
muß das linke Politblatt ‚konkret‘ 50.000 
Mark an Frau Höhler zahlen, weil das 
Hamburger Monatsmagazin (verkaufte 
Auflage laut Verlag: 42.000 Exemplare) 
eine Unterlassungserklärung nicht einge- 
halten hatte.“ (Diese Dame der CDU hatte 
übrigens den gleichen Trick angewandt 
und über Mittelsmänner nach der Unter- 
zeichnung einer Unterlassungserklärung 
durch konkreteine Bestellung aufgegeben, 
die vom konkret-Verlag auch prompt 
erledigt wurde.) 

Das kommt uns bekannt vor. Anwalt in 
diesem Verfahren ist der gleiche Helmut 
Jipp wie im Verfahren gegen den ak. 
Gremliza und konkret haben ein gegen sie 
angestrengtes Verfahren ganz einfach auf 
den ak übertragen. Der Anwalt brauchte 
nicht einmal wirkliche Arbeit zu leisten. 
Es reichte, aus den Akten abzuschreiben. 

Apropos Fortbildung: konkret und 
Gremliza hatten hier offensichtlich eine 
Lektion erteilt bekommen, die sie unmit- 
telbar weiterreichen müssen. 


6% 


Die Angelegenheit hat noch eine weitere 
Seite, die auch ein Licht auf die Frage 
wirft, wie weit es mit der verlegerischen 
Tätigkeit des Herm Gremliza in Hamburg 
steht. Wieder focus: „Jetzt hat Frau 
Professor ihre liebe Not, das Geld einzu- 
treiben. Der Alt-Linke Hermann L. Grem- 
liza, 53, Herausgeber der ‚konkret‘, ver- 


enttäuschte 


steht es offenbar, durch geschickte Umfir- 
mierung und Neugründung des Verlags 
seinen Gläubigern zu entgehen. So wurde 
aus der Gremliza Verlags GmbH ... die 
Drei-Buchstaben-Firma GLV Verlag 
GmbH. Gremliza ist inzwischen weder 
Gesellschafter noch Geschäftsführer des 
Verlags. So fügt es sich, daß die Eröffnung 
des Konkursverfahrens beim GLV Verlag, 
vom Amtsgericht Hamburg im April ‚man- 
gels Masse‘ abgelehnt, nicht mit seinem 
Namen verbunden ist. Vorsorglich gründe- 
ten Ende Oktober 1993 Gremliza-Ehefrau 
Katrin und Verlagsleiter Christoph Speier 
einen neuen Verlag: die KVV ‚konkret‘ 
Vertriebsgesellschafi mbH & Co. KG. 
Fünf Monate später sicherten 83 Kom- 
manditisten das Überleben der Politpo- 
stille.“ 

Fortbildung zweiter Teil: Man muß 
nicht nur das Klavier der Klassenjustiz 
spielen können, sondern auch die betrüge- 
rischen Schlupfwinkel der kapitalisti- 
schen Geschäftsordnung kennen und aus- 
nutzen können. Dies mußten auch schon 
andere linke Projekte schmerzlich erfah- 
ren. Als die unter dem Dach des damaligen 
konkret-Verlags erscheinende Zeitschrift 
„Demokratie und Recht‘ Anfang dieses 
Jahres sang- und klanglos ihr Erscheinen 
einstellte, hinterließ sie nicht nur einige 
AbonenntInnen, sondern 
ebenso um ihr Geld geprellte Kleinbetrie- 
be, die die Zeitschrift gedruckt und herge- 
stellt hatten. 


*k%* 


Fortbildung dritter Teil, einmal umge- 
kehrt. Die Sprache ist nicht nur ein 
Verständigungsmittel, sondern verrätauch 
viel über ihren Benutzer. Gremlizas Lüge, 
Heinrich Eckhoff sei ein „.hauptberufli- 
cher Parteisoldat der PDS“ und zugleich 
Geschäftsführer von analyse & kritik, 


ammon wars! 


wurde schon in ak 367 richtiggestellt. Die 
mit dieser Lüge bezweckte Unterstellung, 
diese Zeitung sei von der PDS finanziell 
abhängig, ist ein besonders krasses Bei- 
spiel für das, was Gremliza selbst „„Lum- 
penjournalismus“ nennt, aber nicht unbe- 
dingt Anlaß für eine Klage wegen Beleidi- 
gung oder übler Nachrede. 

Anders verhält es sich mit einem Satz, 
den Gremliza an gleicher Stelle, im Inter- 
view mit der Beute, abgesondert hat: „Daß 
Pimpfe wie der zitierte den Scheißdreck, 
den sie im Neuen Deutschland schon 
angerührt haben, im AK noch einmal 
aufkochen, interessiert weniger mich als 
meinen Anwalt.“ Über den Blödsinn mit 
dem Neuen Deutschland können aufmerk- 
same ak-LeserInnen nur milde lächeln. 
Mit der Verwendung des Wortes „Pimpf“ 
dagegen überschreitet Gremliza die Gren- 
ze zwischen mißglückter Polemik und 
gezielter Beleidigung. Als „Pimpfe“ wur- 
den die Mitglieder der Hitler-Jugend be- 
zeichnet. Das Wort hat das Ende Nazi- 
Deutschlands überlebt und wurde minde- 
stens bis in die 50er Jahre hinein von 
Altnazis häufig verwendet. Gremlizadürf- 
te diese Bedeutung nicht nur bekannt sein; 
es muß vielmehr angenommen werden, 


daß er gerade aus dieser Kenntnis heraus 
dieses Wort wählte. 


Daß wir trotzdem nicht vor Gericht 
gehen, um unsererseits ein stattliches 
Schmerzensgeld herauszuschlagen, hat 
einen schlichten Grund: Eine Klage hätte 
kaum Erfolgsaussichten. In seiner ur- 
sprünglichen Bedeutung ist „Pimpf“ zwar 


immer noch ein Schimpfwort, aber ein . 


„unpolitisches“. Wahrigs Wörterbuch er- 
klärt „Pimpf“ als „Ablautform zu Pumps 
‚Darmwind‘, also eigtl. ‚unerzogener Jun- 
ge‘, der einen P. laut entweichen läßt“. 
Sprachkritiker Gremliza hätte wenig 
Mühe, den Richter davon zu überzeugen, 
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n Gefangenen müssen raus! 


übte die Polizeigewerkschaft so lange 
einen derart intensiven Druck auf den 
Vorstand des Radiosenders aus, bis ent- 
schieden wurde, daß die Kommentare 
nicht gesendet werden. 

Mumias UnterstützerInnen versuchen 
jetzt, National Public. Radio dazu zu 
bewegen, diese Entscheidung wieder zu 
revidieren. Gleichzeitig bitten sie darum, 
weiterhin Petitionen und Faxe mit der 
Forderung nach Mumias sofortiger Frei- 
lassung an Gouverneur Casey zuschicken. 
Parallel dazu arbeiten Mumias Anwälte 
weiterhin an der Wiederaufnahme seines 
Falles. 

Bitte schickt Protestbriefe oder -faxe an 
NPR: To Bill Buzenberg, Vice President of 
News National Public Radio, 635 Mas- 
sachussetts Ave. NW, Washington DC 
20001 -— 3753. Fax-Nr.: (001) 202-414- 
3329 


Dear Mr. Buzenberg, 

I am extremely disturbed that NPR has 
pulled the commentaries by death row 
Journalist Mumia Abu-Jamal which were 
scheduled t0 begin airing on All Things 
Considered on may 16. While you have 
defended this censorship as an editorial 
decision, it seems clear to me that itwas a 
result of outside pressure from the Frater- 
nal Oder of Police and other unnamed 
sources. lam reminded ofa 1993 Fairness 
and Accuracy in Reporting study which 
found that of NPR's 27 regular commenta- 
tors, only one was a person of color. The 
inclusion of Mumia Abu-Jamal was a 
positive move toward NPR's stated missi- 
on of presenting a diversity of voices. You 
have stated publicly that you believe 
people on death row and in prison have 
something meaningful to say. But silen- 
cing Abu-Jamal sends the opposite mess- 
age to all efforts 10 bring the voices of 
Prisoners t0 Ihe airwaves. Hence, I urge 
you air Abu-Jamals commentaries on All 
Things Considered as originally planned. 
Sincerely ... 

Weitere Informationen sind erhältlich 
bei: Komitee Right On, c/o Papiertiger, 
Cuvrystr. 25, 10999 Berlin oder AGIPA 
Press, Eichenberger Str. 9, 28215 Bremen 

Spendet für dic Anwaltskusten für das 
Wiederaufnahmeverfahren auf das Son- 
derkonto „„Mumia Abu-Jamal“, BfG Bre-: 
men, Konto-Nr. 100 587 76 01, BLZ 290 
101 11. 

Mumia freut sich über Post: Mumia 
Abu-Jamal, AM 8335, 1100 Pike Street, 
Huntingdon, PA 16654-112, USA. 


ga. j 

nach Informationen der Presseerklärung 
der Anwältin von Irmgard Möller, comlink 
und Spinnennetz 


daß er genau das gemeint hat. 

Mit seiner braunen Wortwahl bleibt 
Gremliza der DKP-Tradition treu, linke 
KritikerInnen des „Realsozialismus“ als 
Parteigänger der Nazis zu diffamieren. 
Mal ist Heinrich Eckhoff ein „glühender 
Anhänger Mao Zedongs“, mal ein 
„Pimpf“. Erstaunlich ist nur, daß es immer 
noch Leute gibt, die Gremliza für einen 
Linksradikalen halten. 


He., Js. 
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Eine kritische Auseinandersetzun 


Im folgenden handelt es sich um die 
überarbeitete Fassung eines Referats, 
gehalten auf der Berliner Volks-Uni 
1994, mit der die Verfasser ihre Bro- 
schüre „triple oppression undbewaffne- 
ter Kampf“ vorstellen wollen. In dieser 
sind Texte zusammengestellt, die eine 
Kritik der „Roten Armee Fraktion“ etwa 
aus kommunistischer oder feministi- 
scher Sicht formulieren. Die Autoren 
weisen darauf hin, daß sie „Kkommuni- 
stische Männer“ sind und merken ein- 
schränkend an: „Mit unserer Rolle als 
Männer im revolutionären Prozeß ha- 
ben wir uns lediglich insoweit auseinan- 
dergesetzt, als wir das Patriarchat als 
einen antagonistischen Widerspruch 
begreifen und die Ignoranz bzw. Leug- 
nung der patriarchalen Unterdrückung 
in einigen Texten in der Broschüre 
kritisieren.“ Nachdem der GNN-Verlag 
seine Zusage zur Herausgabe zurück- 
gezogen hat, erscheint die Broschüre in 
nächster Zeit wahrscheinlich im Selbst- 
verlag. Kontakt: Broschüren-Gruppe 
c/o Kopierladen M99, Manteuffelstr. 96, 
10997 Berlin. 


In den 60er und 70er Jahren nahmen 
weltweit - im Trikont und in der imperia- 
listischen Metropole - Gruppen den be- 
waffneten Kampf auf. Demgegenüber 
befand sich die Politik der dominanten 
kommunistischen Strömung schon damals 
in einer Sackgasse: Die Stalinsche Kon- 
zeption des „Sozialismus in einem Lan- 
de“, die Volksfront-Politik mit Teilen der 
Bourgeoisie, die Beschränkung auf die 
staatlicherseits akzeptierten Politikformen 
- all dies führte dazu, daß von den 
kommunistischen Parteien keine revolu- 
tionären Impulse mehr ausgingen. Wir 
lernten dies in der BRD und Westberlin als 
DKP/SEW-Orientierung auf sogenannte 
antimonopolistische Bündnisse und eine 
unbedingte Aktionseinheit mit der SPD, 
der Distanzierung von militanten Demon- 
strationen etc. kennen. 

Diese Erstarrung der kommunistischen 
Rewegung veranlaßte Fidel Castro zu der 
Erklärung, daß, wenn die Kommunisten 


versagen, andere die Revolution weiter" 


treiben müssen. Aber auch dieser Auf- 
bruch, zu dem auch die StudentInnenpro- 
teste der späten 60er Jahre in verschiede- 
nen Ländern gehören, hatte seine Grenzen. 
Denn er war ausschließlich gegen den 
Kapitalismus/Imperialismus (was kaum 
weiter differenziert wurde) gerichtet. 


„triple oppression“: Kriterien 
der Beurteilung 


Kommunismus bedeutet für uns die Ab- 
schaffung von rassistischer sowie von 
Klassen- und Geschlechterherrschaft und 
damit auch des Staates. Das heißt nicht, 
daß wir Patriarchat, Rassismus und Kapi- 
talismus lediglich als zufällig nebeneinan- 
derstehende Unterdrückungsformen be- 
greifen. Vielmehr analysieren wir sie als 
relativ unabhängig. Das heißt: Sie unter- 
scheiden sich in ihrer Funktionsweise und 
in ihren konkreten Auswirkungen. Aber 
sie sind in der heutigen Gesellschaft 
ineinander verzahnt; sie verstärken und 
stützen sich gegenseitig. Dieses Ineinan- 
derwirken der drei antagonistischen Un- 
terdrückungsformen bezeichnen wir als 
Imperialismus. Das heißt: Wir meinen 
nicht die leninsche Definition, wenn wir 
zur Vermeidung von ständigen Aufzählun- 
gen dieser Unterdrückungsformen kurz 
von Imperialismus sprechen. 

Wir betrachten den historischen Mate- 
rialismus als Instrument, diese gesell- 
schaftliche Situation zu analysieren und 
davon ausgehend eine umwälzende Stra- 
tegie zu entwickeln. Bisher erstreckte sich 
diese Analyse vor allem auf den Klassen- 
widerspruch. Wir halten es darüber hinaus 
für notwendig und möglich, das Patriar- 
chat und den Rassismus materialistisch zu 
erklären, ohne sie als bloße Ausdrucksfor- 
men des Kapitalismus zu betrachten. 
Wichtige Faktoren, die dabei zu berück- 
sichtigen sind, sind die sexistische und 
rassistische Arbeitsteilung sowie die Rolle 
direkter körperlicher Gewalt bei der Auf- 
rechterhaltung von Patriarchat und Rassis- 
mus. 

Das heißt: Wir betrachten alle drei 
Unterdrückungsverhältnisse als antago- 
nistische Widersprüche, die nur mit dem 
Untergang der beiden Seiten dieser Wider- 
sprüche aufgehoben werden können. Da- 
durch unterscheiden sich diese Widersprü- 
che von anderen, wie beispielsweise dem 
Generationskonflikt. Der kommunistische 
Kampf zielt also in unserem Verständnis 
nicht nur auf die Beseitigung der Klassen, 
sondern auch der sozial und ideologisch 
konstruierten Geschlechter und Rassen. 

Der Begriff Antagonismus impliziert 
darüber hinaus die Existenz struktureller 
Herrschaftsverhältnisse. Sie lösen sich 
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nicht von selbst auf. Ihre Beseitigung 
erfordert wegen des Beharrungsinteresses 
der Herrschenden einen Kampf mit allen 
- und das heißt: in letzter Instanz auch 
gewaltsamen - Mitteln. Das zeigen einer- 
seits die inhaltlichen Grenzen der Politik 
von Reformregierungen wie der soziali- 
stisch-kommunistischen in Frankreich 
Anfang der 80er Jahre und andererseits die 
Niederschlagung von Versuchen einer 
friedlichen Transformation zum Sozialis- 
mus wie in Chile 1973. 

Wenn wir von drei Unterdrückungsfor- 
men ausgehen, haben wir natürlich 
Schwierigkeiten im Umgang mit jenen 
Kämpfen und Bewegungen, die nach wie 
vor nur eine Unterdrückungsform be- 
kämpfen — und das sind die meisten. Als 
These soll aber gelten, daB alle Kämpfe, 
die eine Unterdrückungsform mit einer 
oder beiden anderen bekämpfen, von uns 
nicht unterstützt werden. Das heißt: Wenn 
beispielsweise bei Arbeitskämpfen offen 
die Verdrängung von Frauen und/oder 
Nichtdeutschen aus der Produktion propa- 
giert wird, werden wir uns nicht solidari- 
sieren. Ebenso werden wir nicht aus 
Prinzip Solidarität mit den Aufständen 
unterdrückter Völker üben, wenn dort 
offen oder versteckt die Unterdrückung 
anderer Völker angelegt ist. 

Gemäß diesem Ausgangspunkt ist unse- 
re Broschüre nach den drei von der triple 
oppression-Theorie ausgemachten Wider- 
sprüchen gegliedert. Das heißt: Wir doku- 
mentieren Texte, die sich unter dem 
Gesichtspunkt des antirassistischen, des 
feministischen und des Klassenkampfes 
mit der Politik der RAF auseinanderset- 
zen. Die Texte stammen von Gefangenen 
aus der RAF und dem antiimpenialisti- 
schen Widerstand in der BRD, von Gefan- 
genen kommunistischer Guerillagruppen 
aus Belgien und Spanien sowie von 
legalen Zusammenhängen aus der BRD 
und der Schweiz. 


Ergebnisse 


Die RAF nahm ihren Kampf mit der 
Erklärung „Stadtguerilla ist eine Waffe im 
Klassenkampf“ auf (Konzept Stadtgueril- 
la). Sie bezog sich auf Marx, Lenin und 
Mao. Sie wollte die Macht der Bourgeoisie 
stürzen und die Diktatur des Proletariats 
errichten. Ihr zweite Strategie-Schrift trug 
den Titel „Stadtguerilla und Klassen- 
kampf“. 

Diese Orientierung der RAF am gesell- 
schaftlichen Antagonismus zwischen Ka- 
pital und Arbeit hatte allerdings schon mit 
dem Scheitern ihrer Mai-Offensive des 
Jahres 1972 sein Ende. Begriffe wie 
„Klassenkampf“ und „Proletariat“ ver- 
schwanden aus ihren Schriften; der Be- 
griff „Kapital“ wird nicht im marxisti- 
schen Sinne verwendet, sondern ist eines 
der vielen Synonyme für „die Macht“, 
„das System“ etc. Statt dessen orientierte 
sich die RAF (zunächst implizit, dann - 
mit dem sog. Frontpapier von 1982 - 
ausdrücklich) an Konfliktlinien, die der 
Gesellschaft äußerlich sind. Sie behaupte- 
te folgende antagonistische Wider- 
spruchslinien: Staat — Gesellschaft, Me- 
tropole — Trikont und West — Ost. Dabei 
bestimmten die ersten beiden Widersprü- 
che - aus Solidarität mit den in Isolations- 
haft gehaltenen Gefangenen und aus Soli- 
darität mit den unterdrückten Massen im 
Trikont- die Politik der RAF am stärksten. 

Die hiesigen Verhältnisse analysierte 
die RAF als manipulative und militärische 
Unterdrückung der Gesellschaft durch den 


Staat. Die RAF bekämpfte nicht die 
Ursache (die -Herrschaftsverhältnisse in 
der Gesellschaft), sondern deren notwen- 
dige Folge (den Staat). Damit ließ die RAF 
außer acht, daß die Individuen, die die 
Gesellschaft bilden, jeweils Herrschende 
oder Beherrschte in dem einen oder 
anderen Unterdrückungsverhältnis sind — 
sie schlug schon damals pauschal „die 
Gesellschaft‘ dem „guten“ Pol zu. 

Im Kontext ihrer Fixierung auf den 
vermeintlichen Widerspruch Staat — Ge- 
sellschaft bestimmte die RAF ihre Aktio- 
nen als militärischen Angriff auf den Staat 
und als Mittel, um das als manipuliert 
betrachtete Bewußtsein der Massen aufzu- 
brechen. Im schon erwähnten Frontpapier, 
das die Politik der RAF in den 80er Jahren 


weitgehend bestimmte, hieß das: Revolu- :: 
- tionäre Strategie sei einfach „unsere Stra- 


tegie gegen ihre Strategie“. So einseitig 
wie sie die herrschenden Verhältnisse / die 
Herrschaftsmethoden wahrnahm, so ein- 
seitig bestimmte sie ihre Strategie: Eine 
weitgehende Reduktion von Politik auf 
Militärpolitik, eine Vernachlässigung von 
anderen politischen Praxisformen, eine 
sektiererische Bündnisunwilligkeit etc. 

Im April 1992 vollzog die RAF den 
Bruch mit dieser Politik; sie erklärte die 
Aussetzung ihrer gezielt tödlichen Aktio- 
nen. Sie vollzog diesen Bruch aber nicht 
als revolutionäre (Re)-Orientierung an 
den Widersprüchen in der hiesigen Gesell- 
schaft. Vielmehr beschränkt sich die Än- 
derung ihrer Politik darauf, daß sie den 
von ihr behaupteten Widerspruch Staat — 
Gesellschaft nicht mehr als antagonistisch 
auffaßt. Der RAF gehtesheute darum, den 
Staat reformistisch „zurückzudrängen“ 
statt ihn zu zerschlagen und „wegzukom- 
men davon, in erster Linie darauf zu 

. gucken, wer ist für und wer ist gegen 
revolutionäre Politik“, so die RAF in ihrer 
Erklärung vom August 1992. Mit ihrem 
als neu ausgegebenen Konzept der „‚Ge- 
genmacht von unten“ hat die RAF aller- 
dings ihren Gesellschaftsbegriff, der keine 
Widersprüche in der Gesellschaft kennt, 
beibehalten ... alles Gute kommt von 
unten: aus der Gesellschaft. 

Bezog sich die RAF - wie schon 
erwähnt - anfangs zumindest noch auf den 
Klassenantagonismus, so wurden Patriar- 
chat und Rassismus von ihr nie als relativ 
eigenständige antagonistische Widersprü- 
che erkannt. Noch heute erscheinen Sexis- 
mus und Rassismus in den Texten RAF als 
bloßer Ausdruck des Warenverhältnisses, 
einer Strategie von oben zur Spaltung der 
Gesellschaft und fehlgeleiteter sozialer 


Protest. 


„Frankfurter Schule“ und 
StudentInnenbewegung 


Die theoretische Ursache für diese Fehler 
sehen wir im Einfluß von Georg Lukäcs 
sowie der Frankfurter Schule auf die RAF. 
Dieser Einfluß verdrängt seit dem Schei- 
tern der Mai-Offensive zunehmend die 
marxistischen Elemente inder RAF-Theo- 
rie. Wir sehen diesen Einfluß insbesondere 
in der Kategorie der Totalität und im 
Subjektivismus/ldealismus. Die RAF 
sprach von einer „Totalität des imperiali- 
stischen Zentrums“ und übersah dabei - 
wie schon erwähnt - die gesellschaftlichen 
Widersprüche. Diese Widersprüche hätten 
Ansatzpunkte für eine mehr an den Mas- 
sen statt ausschließlich am sogenannten 
„subjektiven Bruch“ orientierte Politik 
sein können. Im Rahmen der neuen Politik 
der RAF seit 1992 zeigt sich dieser Einfluß 
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dagegen vor allem in der idealistischen 
Forderung nach „Gerechtigkeit“ und 
„vernünftigen Lösungen“. 

Die Frankfurter Schule entstand in den 
zwanziger Jahren als eine mit dem Marxis- 
mus sympathisierende Theorieströmung. 
Ihre bekanntesten Vertreter sind Max 
Horkheimer, Theodor W. Adorno und 
Herbert Marcuse. Sie steht in der Tradition 
von Georg Lukäcs’ Schrift Geschichte und 
Klassenbewußtsein aus dem Jahr 1923. 
Lukäcs entwickelte dort zentrale Katego- 
rien einer Denkrichtung, die den Marxis- 
mus hegelianisch interpretiert. Sie igno- 
riert damit den Bruch, den Marx mit dieser 
idealistischen Philosophie vollzogen hat. 

Wir wollen hier drei Elemente des 
Frankfurter-Schule-Denkens nennen, die 


spater für. die Neuc Linke iu>gesarnt;und.., 


auch die RAF von Bedeutung wurden: 

1. Ein Dialektik-Verständnis, in dem die 
Kategorie der „Totalität“ den Vorrang vor 
der Kategorie des „Widerspruchs“ hat. 
Das heißt: Es wird die Existenz einer 
ursprünglichen (später aufgespaltenen) 
Einheit behauptet; die Widersprüche sind 
nicht entscheidend (für revolutionäre Brü- 
che), sondern ihre Wieder-Versöhnung 
(Synthese) am Ende einer Entwicklung 
steht von vornherein fest. Das hat zwei 
Konsequenzen: 

a) Eine geschichtsphilosophische: Die 
Geschichte wird als „Entfremdung“ und 
Wiederherstellung eines vorausgesetzten 
menschlichen Wesens interpretiert. 

b) Eine analytische: Die Realität wird 
nicht als komplex gegliedertes Ganzes, 
sondern als homogene Totalität analysiert. 
Jedes Phänomen, zum Beispiel auch der 
Sexismus, erscheint als bloßer Ausdruck 
des Warenverhältnisses. Technik, Konsum 
und totalitärer Staat erscheinen als ein 
einziges Monstrum, das sich „den Men- 
schen“ bzw. „der Gesellschaft‘ von außen 
oder oben aufdrängt. 

2. Die Möglichkeit, diese Totalität zu 
überwinden, wird nicht aus der inneren 
Widersprüchlichkeit der Situation ent- 
wickelt. Statt dessen wird die umwälzende 
Fähigkeit einem äußeren Subjekt zuge- 
schrieben. Um ein Beispiel zu geben: Für 
den Marxismus ist das Proletariat die eine 
Seite des widersprüchlichen Kapitalver- 
hältnisses. Das heißt: Es gibt immer schon 
Kämpfe, wenn auch meist reformistisch 
begrenzt. Diese innere Widersprüchlich- 
keitdes Kapitalverhältnisses machtes, daß 
die Überwindung des Kapitalismus nicht 
reiner Voluntarismus ist. 

Bei Lukäcs hat das Proletariat demge- 
genüber die Rolle eines äußeren, negie- 
renden Subjektes. Im Zuge der politischen 
Integration der ArbeiterInnenklasse ging 
diese Rolle bei der Frankfurter Schule auf 
sog. Randgruppen, zuvorderst die Kriti- 
schen TheoretikerInnen selbst, über. 

3. Die Kritik an den bestehenden Ver- 
hältnissen wird ebenfalls nicht aus den 
materiellen Antagonismen entwickelt. 
Statt dessen vermißt die Frankfurter Schu- 
le die bürgerlichen Werte Freiheit, Gleich- 
heit, Gerechtigkeit, Vernunft in der Reali- 
tät — ihr Ziel ist, die Versprechen der 
bürgerlichen Revolution wahrzumachen. 

Diese Vorstellungen gelangten nun über 
die StudentInnenbewegung zur RAF. Die 
Kritische Theorie erlangte für diese Bewe- 
gung vor allem aus drei Gründen große 
Bedeutung. Zum einen wurde dort eine 
kritische Denkweise vorgestellt, die die 
Praxis der realsozialistischen Staaten ab- 
lehnte und sich doch nicht mit einer 
Apologie der westeuropäischen Herr- 
schaftsverhältnissen begnügte. Zum ande- 
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ren reflektierte die Randgruppen-Theorie 
von Herbert Marcuse das Verhältnis von 
integrierten Arbeiterlnnen und radikali- 
sierten StudentInnen. Zum dritten existier- 
ten aufgrund des Faschismus und des 
KPD-Verbots keine anderen marxisii- 
schen oder marxismus-nahen Traditionen. 
Dies’ führt zum Beispiel bei Rudi 
Dutschke, einem der bekanntesten Vertre- 
ter der StudentInnenbewegung, zu folgen- 
dem Marxismus-Verständnis: . 
— Es ist philosophisch um die Kategorie 
der Entfremdung, statt um den wissen- 
schaftlichen Begriff der Ausbeutung bzw. 
Mehrwertakkumulation zentriert. 
- Politisch erscheint deshalb nicht der 
proletarische Klassenkampf (und die an- 
deren gesellschaftlichen Antagonismen), 
sondern das mittelständische Leiden am 
vermeintlichen Konsumterror als zentral. 
- Den durchweg als manipuliert angese- 
henen Massen sollte mittels spektakulärer, 
aufklärerischer Aktionen ihr Leiden vor 
Augen geführt werden. 
- Es war antileninistisch in dem Sinne, 
daß es eine Partei allenfalls im Rahmen 
einer Nachtrab-Politik gegenüber sozialen 
Bewegungen akzeptierte. 
- Es war insofern eurozentristisch, als es 
den Stalinismus allein aus der „kulturellen 
Rückständigkeit“ Rußlands erklärt und 
die Notwendigkeit des bewaffneten 
Kampfes („Propaganda der Schüsse“) auf 
den Trikont beschränkte. Die für die 
Metropole vorgesehenen spektakulären 
Aktionen wurden im Unterschied dazu als 
„Propaganda der Tat“ bezeichnet. 
- Schließlich war dieses Denken beein- 
flußt von nicht-marxistischen ethischen 
Vorstellungen Ernst Blochs und der kriti- 
schen protestantischen Theologie Helmut 
Gollwitzers. 


Elemente in der Theorie der 
Roten Armee Fraktion 


Diese Denken wurde nach den wilden 
September-Streiks des Jahres 1969 in der 
Linken zunächst in den Hintergrund ge- 
drängt. Es kam zur sog. „proletarischen 
Wende“ und zur Gründung zahlreicher 
studentischer K-Gruppen. Von dieser 


tneoretischen - Konjunkcun” waren—aueh— 


noch die ersten Strategie-Schriften der 
RAF geprägt. Die politische Praxis der 
RAF unterschied sich allerdings deutlich 
vom 20er Jahre-Revival der K-Gruppen. 
Nachdem sich jene - teils heftig übertrie- 
benen - Hoffnungen auf das Proletariat 
zerschlagen hatten und neue Erfahrungen 
mit staatlicher Repression (Berufsverbote, 
Stammheim 1977) gemacht worden wa- 
ren, kam es allerdings zu einem erneuten 
Rückgriff auf das Gedankengut der Frank- 
furter Schule und der StudentInnenbewe- 
gung. Bei der RAF setzte dies schon im 
November 1972 mit der Schrift über die 
„Strategie des antiimperialistischen 
Kampfes“ ein. Später kamen die soge- 
nannten Neuen Sozialen Bewegungen auf, 
die Grüne Partei wurde gegründet. Diese 
Bewegungsorientierung drückte sich dann 
auch im schon mehrfach erwähnten Front- 
papier der RAF vom Mai 1982 aus. Daraus 
ergeben sich unsere wichtigsten Kritik- 
punktean der RAF, dieim Zusammenhang 
mit dem Denken der Frankfurter Schule 
stehen: 

1. Die „konkrete Analyse der konkreten 
Situation“ (Lenin) wird zugunsten der 
Beschwörung der „Totalität des imperiali- 
stischen Zentrums“ und der „Entfrem- 
dung“ vernachlässigt. Nach der RAF-The- 
se vom „imperialistischen Gesamtsy- 
stem‘ war die BRD nur eine „‚Funktion für 
das US-Staatensystem‘“ (Frontkonzept); 
jede konkrete Schweinerei wurde als von 
Schemen NATO-Stäben geplant ausgege- 

n. 

2. Diese Totalität wird als ausschließlich 
vom Warenverhältnis bestimmt angese- 
hen. Die gerade nicht auf dem Waren- 
tausch beruhenden Mechanismen ideolo- 
gischer Herrschaft sowie die Überlage- 
rung des Kapitalverhältnisses durch Ras- 
sismus und Patriarchat können damit nicht 
angemessen analysiert werden. 

3. So können die tatsächlichen Wider- 
sprüche (Bruchlinien) - als Ansatzpunkte 
für effektiven Widerstand! - nicht analy- 
siert werden. Esbleibtalseinziger Ausweg 
der „Sprung“ zu einem im „innere(n), 
lebendige(n), in konkreten Personen ver- 
körperten ... neuen Bewußtsein“ (Frontpa- 
pier). Bei der Frankfurter Schule ist dies 
ein Sprung ins Reich des Kritischen 
Denkens, bei der RAF eine Konzeption 
des bewaffneten Kampfes, von der sie 
selbst erklärte, daß sie mit der „Beschwö- 
rung der ‚Verbindung zu den Massen‘ 
nichts anfangen“ kann (Frontpapier). Die- 
ses Sektiertum fand seinen Ausdruck in 
einem früher gem zitierten Satz von 
Holger Meins: „entweder mensch oder 
schwein / entweder überleben um jeden 
preis oder / kampf bis zum tod / entweder 
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alle, die in der wissenschaftlichen Rechts- 
radikalismus-Forschung in der BRD der- 
zeit Rang und Namen haben. — Auch sonst 
bietet die Bundeszentrale eine ganze Pa- 
lette von kostenlosen (oft umfangreichen) 
Sammelbänden, Handbüchern und Lexi- 
ka. Die Themen reichen von „Politischer 
Extremismus“ (rechts gleich links, heißt es 
dazu bei der Bundeszentrale) über deut- 
sche Geschichte, EU-Integration, Migra- 
tion, Arbeits- und Sozialrecht in der BRD 
bis zu Gesetzes- und Vertragstexten und 
Veröffentlichungen des Statistischen Bun- 
desamtes. Viele dieser Nachschlagewerke 
werden gleichzeitig als Lizenzausgaben 
von Verlagen für teures Geld auf den 
Markt gebracht. Die ebenfalls von der 
Bundeszentrale herausgegebene Zeit- 
schrift „Aus Politik und Zeitgeschichte“ 
bietet zweiwöchentlich nützliches und 
„zitierfähiges“ Material. Allerdings publi- 
ziert die Bundeszentrale neben prominen- 
ten seriösen bürgerlichen Wissenschaftle- 
rInnen (und hin und wieder einem/einer 
Feigenblatt-Linken) mit Vorliebe rechts- 
konservative AutorInnen: u.a. den Anti- 
Antifaschismus-Professor Hans-Helmuth 
Knütter, das Ehepaar Scheuch oder die 
Zitelmann-Freunde Uwe Backes und Eck- 
hard Jesse. Trotzdem: als Nachschlage- 
werke füralle, die sich über den herrschen- 
den Politikwissenschaftsbetrieb ein Bild 
machen oder mal schnell ein paar statisti- 
sche Angaben heranziehen müssen, sind 
die Bücher der Bundeszentrale allemal 
brauchbar. Zudem ist alles kostenlos zu 
haben, wenn angegeben wird, daß das 
Material z.B. für die außerschulische 
Jugendarbeit oder Erwachsenenbildung 
benötigt wird. Die Schriften sowie ein 
detailliertes Publikationsverzeichnis sind 
zu beziehen bei der 

Bundeszentrale für politische Bildung, 
Postfach 2325, 53013 Bonn. 


Erich Mühsam 


Nahost 


Die kritischen Studien über die hiesige 
Rezeption des „Orient“, die arabische(n) 
Welt(en) und das Islam-Verständnis, die 
seit dem Zweiten Golfkrieg erschienen, 
sind um ein weiteres Werk zu einem bisher 
weniger beachteten, aber sehr wesentli- 
chem Aspekt vermehrt worden. Ein jüngst 
erschienener (und bemerkenswert preis- 
günstiger) Band des Informationszen- 
trums Dritte Welt stellt die sozialen Bewe- 
gungen im sog. Nahen Osten unter dem 
Motto und Titel ... alles ändert sich die 
ganze Zeit vor. (Als Vorabdruck erschien 
der Beitrag von Jörn Schulz über Islamis- 
mus, Staat und Gesellschaft in Ägypten in 
ak 366.) Unter vier Schwerpunkten - 
Neuordnung der Welt - neue Bewegung 
von „unten“?; Politischer Islam und sozia- 
le Frage; Die Linke in Bewegung?; Neue 
soziale Bewegung(en) - behandeln zwan- 
zig größtenteils sehr sachkundige Auto- 
rInnen Themen, die nicht allein eine 
allgemein linke, sondern auch die Auf- 
merksamkeit gerade internationalistisch 
und sozialistisch engagierter Linker ver- 
dienen. Erwähnt seien nur die recht 
illusionären Vorstellungen, die Palästina- 
Solidaritätsgruppen etwa über den Sozia- 
lismus von Befreiungsbewegungen im 
arabischen Raum gepflegt haben. 

Jörg Später (Hg.): ... alles ändert sich die 
ganze Zeit. Soziale Bewegung(en) im 
„Nahen Osten“. Freiburg (Verlag Infor- 
mationszentrum Dritte Welt) 1994. 220 5., 


25 DM. Vor 60 Jahren, in der Nacht vom 9. auf den 
2 10. Juli 1934 wurde der revolutionäre 
Mexiko Schriftsteller und Anarchist Erich Müh- 
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sam im Konzentrationslager Oranienburg 
ermordet. Kreszentia Mühsam veröffent- 
lichte 1935 im Exil im Mopr-Verlag 
Zürich-Paris (Mopr = Rote Hilfe) ihren 
Bericht über die Haft und Ermordung ihres 
Mannes. Diese Schrift erscheint nun erst- 
mals in Deutschland. Beigegeben ist der 


Als am 1. Januar dieses Jahres eine bis 
dahin völlig unbekannte mexikanische 
Guerilla vier wichtige Ortschaften im 
Bundesstaat Chiapas besetzte, in Armee- 
quartieren Waffen requirierte und Polizei- 
akten verbrannte, war das Erstaunen groß 


— nicht nur im Ausland, sondern auch in : : r 
Mexiko selbst. Die sechzehn Beiträge a ee = uber Ber Bram 
__eines schmalen Bands über den Aufstand Tun Senn em 
ın Chiapas bilden eine Chromk der Lreig- acht Rt : Th ea Fr yo sh ee 
nisse vom Jahresbeginn bis zum April. ee ee en 
Andreas Simmen (Hg.): Mexico. Aufstand ans an aus der von Erich Mo 
ne as: en (Edition am herausgegebenen anarchistischen 
rev) : ” 5 Monatsschrift Fanal über politische Ge- 
fangene und die Rote Hilfe dokumentiert. 
Kreszentia Mühsam: Der Leidensweg 
Erich Mühsams. Berlin (Harald-Kater- 
Verlag) 1994 (erweiterte Neuauflage der 
Ausgabe von 1935). 86 S., 12,80 DM. 


Bevölkerungspolitik 


Im September werden sich die herrschen- 
den Eliten aus Nord und Süd in Kairo 
vereinen, um für die kommenden zwanzig 
Jahre ein bevölkerungspolitisches „Ak- 
tionsprogramm“ festzulegen. Galt die Sor- 
ge der VertreterInnen der reichen Indu- 
striestaaten vor zwei Jahren in Rio dem 
sterbenden Regenwald, sind es nun wieder 
die Frauen der „Dritten Welt“, die der 
Kontrolle unterworfen werden sollen. 
Eine Ursache der Umweltschäden, die 
langfristig die ganze Welt bedrohen, wird 
von den reichen Industriestaaten im „un- 
gebremsten Bevölkerungswachstum“ der 
unterentwickelt gehaltenen Länder geortet 
— nicht zuletzt, um von der eigenen und 
hauptsächlichen Verantwortung für die 
Zerstörung ökologischer Systerne abzu- 
lenken. 

blätter des iz3w (Schwerpunkt: Bevölke- 
rungspolitik). Nr. 198, Juni/Juli 94. 60 S., 
7.50 DM. 


Jüdischer Widerstand 


Das Feld des Vergessens lautet der Titel 
einer Sammlung kleinerer Beiträge von 
Ingrid Strobl. Der Titel ist einem Gedicht 
von Nelly Sachs entnommen. Die Strophe 
lautet vollständig: „Nicht einschlafen las- 
sen die Blitze der Trauer / Das Feld des 
Vergessens“. Gegen dieses Vergessen, 
genauer: die Ignoranz gegenüber dem 
antifaschistischen Widerstand von Frauen, 
gegenüber dem jüdischen Widerstand 
(oder Widerstand von Juden) hat Ingrid 
Strobl in den letzten Jahren mehrere 
Bücher verfaßt, übersetzt, herausgegeben. 
In der vorliegenden Sammlung sind neben 
einem Originalbeitrag „Für Chaika“ 
(Grossmann) eine Anzahl von Aufsätzen 
gegen die deutsche „Vergangenheitsbe- 
wältigung“ nachgedruckt, die in den letz- 
ten drei Jahren in deutschen und österrei- 
chischen Zeitschriften erschienen und 
sämtlich das Lesen und das Nachlesen 
wert sind. 

Ingrid Strobl: Das Feld des Vergessens. 
Jüdischer Widerstand und deutsche „Ver- 
gangenheitsbewältigung“. Berlin-Amster- 
dam (Ed. ID-Archiv) 1994. 140 S., 14 DM. 


Antimilitarismus 


Ende 1992 mußte die Informationszeit- 
schrift der Kampagne „Produziert für das 
Leben — Rüstungsexporte stoppen“ Ent- 
Rüsten aus finanziellen Gründen einge- 
stellt werden. Die Herausgeber haben nun 
einen neuen Versuch gestartet. Neben den 
Schwerpunkten zu Türkisch-Kurdistan 
und der Kampagne „Jäger 2000 stoppen - 
Soziale Sicherheit schaffen“ enthält die 
Ausgabe eine Anzahl von Kampagnenauf- 
rufen und -berichten. 

EntRüsten. Nr. 1/94. Jahresabo (4 Ausga- 
ben, 1 Sondernummer) 40 DM. - Verein 
zur Förderung von Frieden und Gerech- 
tigkeit e.V. Bahnhofstr. 18, 65510 Idstein. 


Antifaschismus 


Hier gehtesnuneinmalnichtumein Buch, 
sondern um rund 350 Bücher. Bücher, die 
zum Thema Antifaschismus (im weiteren 
Sinne) vor zehn, zwanzig oder mehr 
Jahren erschienen sind, bei den Verlagen 
vergriffen oder nach dem Anschluß der 
DDR kompostiert. Fäustel's Buchrecyc- 
ling, das diese Bücher anbietet, versteht 
sich als „ein ‚Dienstleistungsunterneh- 
men‘ der Gegenkultur, das sich zum Ziel 
gesetzt hat, den Abwicklern, Verfälschern 
und Verdrängern linker Geschichte einen 
unverfälschten Zugang zur notwendigen 
Aufarbeitung gesammelter Erfahrungen 
entgegenzusetzen.“ Diese „Dienstlei- 
stung“, d.h. der Verkauf der angebotenen 
Bücher, wird, obwohl es sich zum Teil um 
„gesuchte“ Werke handelt, zu geringen 
Preisen (meist zwischen 10 und 30 DM) 
erbracht. Die im Juni erschienene Antifa- 
liste kann angefordert werden bei 
Fäustel’s Buch-Recycling, Volker Rohde, 
Stroofstr. 15, 53225 Bonn. 


Rechtsradikalismus 


Rechtsradikale Gewalt wird vor allem als 
Problem marginalisierter Jugendlicher. 
wahrgenommen. Dies zeigt schon der Titel 
des von der Bundeszentrale für politische 
Bildung herausgegebenen Bands Rechts- 
radikale Gewalt im vereinigten Deutsch- 
land: Jugend im gesellschaftlichen Um- 
bruch, der aber ansonsten recht brauchbar 
ist. Das Spektrum der ca. 40 AutorInnen 
reicht von der Bundesfamilienministerin 
Merkel über die unvermeidlichen Wilhelm 
Heitmeyer und Claus Leggewie bis zu so 
lesenswerten Autorinnen wie Birgit Rom- 
melspacher - vertreten sind damit nahezu 


Zu ihrer jährlichen Zentralen Delegierten- 
konferenz (ZDK) - dem laut Statut höch- 
sten Organ der Partei - trafen sich am 
18./19. Juni in Düsseldorf 25 Delegierte 
der Vereinigten Sozialistischen Partei 
(vSP). Die VSP war 1986 gegründet 
worden als Zusammenschluß der trotzki- 
stischen „Gruppe Internationale Marxi- 
sten“ (GIM) und der „Kommunistischen 
Partei Deutschlands“ (KPD, vormals 
KPD/ML). Mit dieser Gründung verband 
sich damals bei den Akteurinnen und 
Akteuren die Hoffnung, zur Einheit der 
zersplitterten revolutionären Linken in 
einer Organisation zu kommen — gedacht 
war über die Gründungsmitglieder hinaus 
vor allem auch an solche Gruppen wie der 
Bund Westdeutscher Kommunisten 
(BWK) oder der Kommunistische Bund 
(KB). Im KB und in ak stieß das Projekt 
VSP seinerzeit auf Skepsis und Ableh- 
nung. Hauptbegründung für die Zurück- 
weisung des Anliegens war dabei die 
Ansicht, daß eine bloße Addition linker 
Gruppen in einer neuen Organisation nicht 
auch zu einer neuen politischen Qualität 
führen würde: Die gewünschte neue Orga- 
nisation könne sich erst als Resultat von 
gesellschaftlichen Kämpfen und gemein- 
samen Erfahrungen herstellen. Die Einheit 
der Linken durch einen Beschluß herbei- 
zuführen wurde als aussichtsloses Unter- 
fangen beurteilt. 

Die Geschichte, könnte man meinen, 
hat diese Einschätzung bestätigt. Aller- 
dings: Die Beteiligten haben damals mit 
der Gründung der VSP einen Schritt 
vollzogen, dessen Qualität sich in der 
seltenen Fähigkeit zeigte, über den eige- 
nen Schatten zu springen, den eigenen 
Laden aufzugeben und einen organisatori- 
schen Neuanfang zu versuchen — ohne 
damit zugleich auch die bis dahin gemach- 

“ten Erfahrungen über Bord zu werfen. 


Für das Projekt jedoch - die Sammlung 
linker Kräfte in einer neuen Organisation 
— müssen die VSP-Mitglieder heute das 
Scheitern dieses Ansatzes feststellen. Das 
ergibt sich schon aus der Tatsache, daß die 
gewünschten Partnerinnen und Partner 

inzwischen nicht mehr existieren (wie das 
weitgehend auf den KB zutrifft) oder die 
VSP von sich aus an bestimmten dogma- 
tischen oder sektiererischen Gruppen (wie 


Zeit kein” Imeresee mehr hat: Davon 
abgesehen hat die VSP einige herbe 
Enttäuschungen hinnehmen müssen: Die 
von ihr mit viel Engagement mitgetragene 
Sammelbewegung „Radikale Linke“ ließ 
im Zuge des Anschlusses der DDR ‚‚die 
Denunziation des Völkischen“ an Stelle 
einer „Entwicklung von politischen, d.h. 
eingreifenden Strategien“ treten (so die 
Formulierung in einem Vorbereitungspa- 
pier zur ZDK) und verlief sich im Sande. 
Auch ein anderer Hoffnungsträger der 
VSP, die Vereinigte Linke aus der ehema- 
ligen DDR, ist heute fast völlig von der 
Bildfläche verschwunden. Schließlich 
durfte die VSP auch noch erleben, wie es 
im eigenen Laden krachte. Einige ihrer 
Mitglieder wünschten sich die Rückkehr 
zu einer Organisation mit ausgeprägterem 
Avantgarde-Verständnis und propagier- 
ten, zusammen mit der „Gruppe Avanti“ 
aus der ehemaligen DDR, den Wiederauf- 
bau einer deutschen Sektion der IV. 
Internationale. (Diese Sektion war bis zur 
Gründung der VSP die GIM gewesen; 
danach war eine Mitgliedschaft in der IV. 
Internationale in der BRD nur noch als 
individuelle Mitgliedschaft möglich - zu- 
sammengehalten lediglich durch den ge- 
meinsamen Bezug der Zeitschrift „Inpre- 
korr“.) Diese Abspaltung, an die die VSP 
einige dutzend Mitglieder und zwei Orts- 
gruppen verlor, will sich im Herbst als 
Organisation konstituieren. 

In dieser nicht ganz einfachen Situation 
ist die VSP derzeit bemüht, ihre Organisa- 
tion nicht auseinanderbrechen zu lassen. 
Bei knapp 200 Mitgliedern existieren in 
rund zwanzig Städten noch Ortsgruppen, 
davon greifen etwa die Hälfte aktiv ins 
politische Geschehen ein. In einigen Städ- 


ten wie Karlsruhe oder Düsseldorf macht 
die Organisation erfolgreiche Bündnispo- 
litik beispielsweise mit Autonomen, lin- 
ken Grünen oder DKP-Mitgliedern. Au- 
Berdem engagieren sich einige Ortsgrup- 
pen in Wahlinitiativen für die PDS. Diese 
Aktivitäten führen dazu, daß schon mal 
das eine oder andere neue Mitglied für die 
VSP gewonnen werden kann. Das beson- 
dere Markenzeichen der VSP ist aber 
sicherlich der verhältnismäßig hohe Anteil 
von Betriebs- und Gewerkschaftsaktiven 
mit langjähriger Erfahrung in diesem 
Bereich. 

Auf der diesjährigen ZDK zeigte sich, 
daß die VSP in der Lage ist, ihren 


gegenwärtigen Zustand zu diskutieren und 
zum anderen bemüht ist, sich auch zukünf- 
tig politisch verhalten zu können. Dabei 
kommen der Organisation ihre noch vor- 
handenen Strukturen zugute. So forderte 
eine Anfang Mai tagende Ortsgruppen- 
konferenz den Beginn einer Programm- 
diskussion. Als Folge verfaßten für die 
ZDK zwei Leitungs-Mitglieder einen er- 
sten Entwurf „Unser Selbstverständnis“ 
(siehe Beilage in der SoZ vom 2.6.94), der 
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ngspunktes Krise” 
und Neuanfang der VSP“ war. Einige 
Überschriften des Entwurfs: Warum wir 
verunsichert sind; Warum wir an einem 
„offenen Marxismus“ festhalten; Wen wir 
als das „revolutionäre Subjekt“ ansehen; 
Warum Ökologie und Feminismus für uns 
die wichtigsten Herausforderungen sind; 
Zum Aufbau welcher Art von politischer 
Kraft wir beitragen wollen; Was wir unter 
der Neuformierung der Linken verstehen. 


Weitere inhaltliche Themen der Konfe- 
renz waren die Auswertung des Frauen- 
streiktages 1994 aus VSP-Sicht (hier 
wurden die diesbezüglichen Aktivitäten 
der Organisation bilanziert) sowie eine 
Diskussion um den gegenwärtigen Stand 
(linker) Betriebs- und Gewerkschaftspoli- 
tik in der BRD. Bei letztgenanntem Punkt 
ebenso wie in der Selbstverständnis-Dis- 
kussion deutete sich an, daß sich in der 
VSP ein „grüner“ Flügel entwickeln 
könnte. Bei der Einschätzung von „lean 
production“ und Teilzeitarbeit etwa kam 
es zu kontroverser Debatte. Während 
einige Delegierte der Ansicht waren, daß 
die organische Zusammensetzung des Ka- 
pitals einen Grad erreicht habe, der das 
Kapital dazu zwinge, verstärkt die 
menschliche Arbeitskraft auszubeuten, 
waren andere der Ansicht, daß in den 
neuen Produktionsmethoden und Arbeits- 
zeitmodellen durchaus auch Interessen der 
Beschäftigten an flexibler Arbeitszeit und 


Gestaltung der Arbeitsabläufe aufgehoben ° 


seien, von seiten der Linken demzufolge 
nicht ausschließlich mit Ablehnung rea- 
giert werden dürfe. Die subjektiven Inter- 
essen der Arbeiterinnen und Arbeiter 
sowie der Angestellten seien mehr denn je 
gespalten. Es gebe kein „‚objektives Inter- 
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esse“, spitzte eine Delegierte ihre Mei- 
nung zu. 

Analoge Kontroversen auch bei der 
Diskussion um das Selbstverständnis der 
VSP. Ökologie und Feminismus könnten 
nicht einfach dem Marxismus hinzuad- 
diert werden, wie das in dem ersten 
„Entwurf“ geschehen sei. Wie wolle man 
die Berufung auf Ökologie und Feminis- 
mus in Einklang bringen mit einer gleich- 
zeitigen umstandslosen Bezugnahme etwa 
auf Lohnkämpfe? Schwierige Fragen, 
doch vorläufig noch keine Antworten. 
Diese soll die von der ZDK jetzt „offizi- 
ell“ eröffnete Diskussion erbringen, die, 
wenn es gut läuft, in einen „Selbstver- 
ständnistext“ münden wird, den die näch- 
ste ZDK in einem Jahr beschließen kann. 


Auch in der Frage einer Unterstützung 
der PDS gibt es Unterschiede, ohne daß 
dies der VSP Ungemach bereiten würde, 
Auf der ZDK-Konferenz des Vorjahres 
waren Kandidaturen von VSP-Mitglie- 
dern auf den offenen Listen der PDS noch 
abgelehnt worden. Auf der Ortsgruppen- 
konferenz im Dezember wurde dann je- 
doch die Erstellung einer Erklärung zu den 
Bundestagswahlen beschlossen, die einen 
Wahlaufruf zugunsten der PDS enthalten 
soll. Ein entsprechender Entwurf, der 
daraufhin vom ZK erarbeitet wurde lag 
jetzt der ZDK vor (siehe SoZ vom 2.6.94) 
und wurde dort mit Verbesserungsvor- 

‘ schlägen versehen. Bezeichnender und 
womöglich zugleich entscheidender Un- 
terschied zur in der KB-Mehrheit geübten 
Praxis: Die sich für die bzw. bei der PDS 
engagierenden Ortsgruppen bzw. Genos- 
sinnen und Genossen betreiben ihr Enga- 
gement auch unter dem Blickwinkel, 
damit die eigene Organisation — also die 
VSP - zu stärken. So kündigte Winfried 
Wolf beispielsweise an, daß er im Falle 
seiner Nominierung auf dem recht aus- 
sichtsreichen Platz 1 der baden-württem- 
bergischen Landesliste der PDS (die in- 
zwischen erfolgte) ein Treffen der VSP- 
Mitglieder dieses Bundeslandes einberuf- 
en wolle und seinen Wahlkampf auch mit 
Material der VSP bestreiten möchte. Aus 
VSP-Ortsgruppen wurde berichtet, daß 


die Mitarbeit in PDS-Wahlinitiativen dazu 
genutzt werden kann, die dort zusammen- 
kommenden meist sehr jungen Menschen 
ntsprechenden Nachfragen für die_. _. 


zU interessieren.” € 
Ansonsten war die ZDK damit beschäf- 
tigt, ein neues Statut zu beschließen. 
„Altlasten“ des bisher gültigen Statuts aus 
dem Jahre 1986 wurden entsorgt, so etwa 
der Passus über „‚Parteistrafen“, aber auch 
das „imperative Mandat“. Das „Zentral- 
komitee“ wird künftig „Leitung“ genannt, 
die ZDK „Bundeskonferenz“. Dafür wur- 
de das Vetorecht für Frauen jetzt auf alle 
Beschlüsse (und nicht nur, wie im alten 
Statut, „gegenüber Beschlüssen zur 
Frauenpolitik“) ausgedehnt. Im Statut ver- 
ankert ist nun auch, was ohnehin schon als 
Selbstverständnis der VSP niedergelegt 
war, nämlich, daß sie sich als nur vorläu- 
fige Organisation begreift, die jedoch 
ihren Beitrag zur Herausbildung einer 
politischen Kraft leisten will, „die in der 
Lage ist, eine Mehrheit von Menschen für 
eine Gesellschaft zu gewinnen, die frei 
von Ausbeutung, Umweltzerstörung, Ras- 
sismus, Frauenunterdrückung und jeder 
Form der Diskriminierung von Minder- 
heiten ist“. Außerdem ist nun auch die 
Namensdebatte in der VSP eröffnet; mit 
der Bezeichnung „Partei“ sind angesichts 
der Kleinheit der Organisation die meisten 
Mitglieder nicht mehr zufrieden. 


Schwierigkeiten gab es, als sich nicht 
genug Frauen fanden, um die neu zu 
wählende Leitung paritätisch zu besetzen. 
Die Konferenz wählte deshalb nur eine 
„provisorische Leitung“ (fünf Männer, 
eine Frau), die sich zum nächstmöglichen 
Termin mit der Frauenarbeitsgruppe der 
VSP zusammensetzen soll, um die ent- 
standene Lage zu beraten. 


J., Westberlin 
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problem oder lösung / dazwischen gibt es 
nichts.“ In dieser rigoros moralischen 
Alternative, die nur „mensch oder 
schwein“ und nichts dazwischen kannte, 
war kein Raum für das Zusammenwirken 
verschiedener Kampfformen. „Guerilla 
war in dieser Struktur nicht einfach eine 
besondere Entscheidung zu kämpfen, son- 
dem sie war das Absolute. Den bewaffne- 
ten Kampf hier zu führen ... war nicht 
begriffen als Teil im Gesamten“ wie die 
RAF im August 1992 selbstkritisch zu- 
rückblickend schrieb. 

4. Dieser subjektive Radikalismus ver- 
deckte lange Zeit den versöhnlerischen 
Gehalt des widerspruchsfreien Gesell- 
schaftsbegriffs der RAF und ihrer Rede 
von „den“ oder gar „dem Menschen“. 


Broschüren-Gruppe 
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Hader im Kader 


Bertis Buben versagen beim Stiften „nationaler Identität” 


Collage'von Markus Schaefer 


Die Nation im Wechselbad der Gefühle: 
Nach Ende der Vorrunde der Fußball- 
Weltmeisterschaft ist die nur alle vier 
Jahre wiederkehrende Gelegenheit zur 
Identifikation mit „Deutschland“ — in 
Gestalt von elf reichen Männern in kurzen 
Hosen — fast schon vertan. „Wie ein 
Mann“ wollten sie hinter Bertis Truppe 
stehen. Die meisten waren sich sicher, daß 
„wir“ den 1990 in Italien errungenen Titel 
in den USA verteidigen würden. Nach drei 
mäßigen bis peinlichen Auftritten ist das 
itige Ausscheiden der selbsternann- 
wird keine 


in. die sich im Turnier 


eß, ein U 
schon vor Beginn 


schwarz-rot-goldene Begeisterung zu ver- 
fallen, zu nörgeln anfing: „Die ganze 
Nation wird langsam sauer auf unsere 
kickenden Großverdiener!“ In Kurzinter- 
views wurde Volkes Stimme wiedergege- 
ben: „Mangelnde Leistung sollte vom 
Gehalt abgezogen werden. Dann können 
wir noch Weltmeister werden.“ (Buch- 
drucker Bernd Astheimer aus Groß- 
Gerau) In seiner Enttäuschung ließ sich 
selbst Wim Thoelke (früher Kommentator 
des Torwandschießens im „Aktuellen 
Sportstudio“) zu der völlig unlogischen 
Behauptung hinreißen: „‚Wer so viel Geld 
verdient, muß doch das Tor treffen!“ 

Statt in Begeisterung und Optimismus 
zusammenzurücken, spaltete sich die Na- 
tion nach dem Spiel gegen Südkorea an 
dem Rauswurf von Stefan Effenberg. Der 
großmäulige Egozentriker hatte bei seiner 
Auswechslung den deutschen Fans den 
ausgestreckten Mittelfinger gezeigt - eine 
„obszöne Geste“, für deren Beschreibung 
DFB-Präsident Egidius Braun die Worte 
fehlten. Um so beredter schwadronierte 
Braun über Fragen von Anstand und 
Moral. So einer wie Effenberg könne nicht 
mehr Vorbild sein für die Millionen 
jugendlichen DFB-Mitglieder. Sportsgeist 
und Charakter seien wichtiger als Erfolge 
und Weltpokal. 

Da konnte Berti Vogts, der sich selbst 
„manchmal zu gutmütig“ findet, nicht 
anders, als den Flegel nach Hause zu 
schicken — auch wenn Vogts und der DFB 
sonst bei „‚kleineren Verfehlungen“ gern 
beide Augen zudrücken: Als Kapitän 
Lothar Matthäus gegenüber einem weibli- 
chen Volleyballteam ein besonderes kör- 
perliches Merkmal seines kolumbiani- 
schen Teamkollegen Adolfo Valencia pries 
(‚„‚Unser Schwarzer hat sooo einen lan- 
gen!“), war das aus Sicht des DFB schon 
ein bißchen unhöflich. Matthäus’ nach- 
träglich dementierte Außerung gegenüber 
einem Niederländer, er sei wohl „vom 
Adolf“ beim Vergasen vergessen worden, 
ließ sich zum Glück nicht juristisch 
eindeutig beweisen. Aber wer unsere 
treuen Fans beleidigt, ist nicht mehr 
tragbar, auch wenn sein Rauswurf die 
Spielstärke der Mannschaft noch weiter 
senken sollte — Vogts: „Ich bin ein 
Gerechtigkeitsfanatiker.“ 

ad ze Maßnahme 
schieden sich die Geister. Franz Becken- 
bauer, der seinen Nachfolger schon vor 
Beginn WM öffentlich demontiert 
hatte, bezeichnete den Rausschmiß als 
überzogen. Ebenso der komplette WM- 


Kader, allen voran und sehr deutlich die 
„Leistungsträger“ Illgner, Matthäus und 
Klinsmann. Vermutlich durchschauten sie 
den Hintersinn der Machtdemonstration, 
die 21 Verbliebenen zu einer Leistungs- 
steigerung zu veranlassen. 

Fast die Hälfte des deutschen Fernseh- 
publikums mißtraute solchen taktischen 
Winkelzügen. Bei einer ARD-Umfrage 
stimmten 54 Prozent der Befragten dem 
Rauswurf von Effenberg zu, 46 waren 
dagegen. Doch damit war „Der Streit um 
Effenberg‘‘ (Aufmacher des Hamburger 
Abendblatts am 30.6.) noch lange nicht 
ausgestanden: „Die deutsche EIf hat bei 


uß eines Spielers spaltet die Fußball- 
Nation. Selbst die Parteien schalten sich 
ein.“ CDU-Generalsekretär Hintze be- 
zeichnete den Rauswurf als ‚konsequent 
und richtig“ — wegen der Verpflichtung der 
deutschen Spieler, in den USA das Vater- 
land würdig zu vertreten. Der SPD-Bun- 
destagsabgeordnete Michael Müller ant- 
wortete mit einem schnellen Konter: Nicht 
Stefan Effenberg, sondern Bundestrainer 
Vogts sei der „WM-Versager“; er sei 
seinem Job nicht gewachsen. Die Wort- 
wahl verrät es: Hier wurde der Bundestrai- 
ner attackiert und der Kanzler gemeint. 

In der Tat könnte sich Kohls penetrantes 
Bemühen, am erwarteten Ruhm der deut- 
schen Kicker teilzuhaben, schon bald als 
schwerer Fehler erweisen. So hatte der von 
namhaften deutschen Unternehmern ge- 
gründete Verein „Wir für Deutschland“ 
keine Kosten gescheut und Kohl den 
vermeintlich werbewirksamen Flug zum 
deutschen Team finanziert: eine Aktion 
gegen „„Mißmut und Pessimismus“, die 
Kohl dem deutschen Wahlvolk noch ein 
bißchen sympathischer machen sollte. 
Berti Vogts erlernte lange nach dem Ende 
seiner Karriere als Aktiver gar noch die 
Kunst des Doppelpaßspiels -— mit dem 
Kanzler. Beide bescheinigten dem jeweils 
anderen, der richtige Mann am richtigen 
Platz zu sein. Und nun? Wenn Berti gehen 
muß, was wird dann aus Kohl? 

Man soll die Analogien von Sport und 
Politik nicht überstrapazieren. Aber gera- 
de in der bundesdeutschen Nachkriegsge- 
schichte gibt es unübersehbare Geistesver- 
wandtschaften zwischen den bedeutende- 
ren Kanzlern und den gleichzeitig amtie- 
renden Bundestrainern. Da waren zu- 
nächst Adenauer und Herberger, denen das 
„Wirtschaftswunder“ bzw. das „„Wunder 
von Bern“ gutgeschrieben wurde und die 
für die bekannten deutschen Tugenden 
standen; später kamen Brandt (,.mehr 
Demokratie wagen“) und Schön, der zwar 
nicht liberal, aber immerhin als Teamchef 
so schwach war, daß seine kreativsten 
Spieler (Netzer, Beckenbauer) die nötigen 
Freiräume hatten. Der unter Schöns Nach- 
folger Jupp Derwall gespielte Beamten- 
fußball entsprach sowohl der Mentalität 
der Kanzler Schmidt (,‚Technokrat“) als 
auch Kohl (,.Aussitzer“). 

Kohls aktuelles Bestreben, auf einer 
Welle des Optimismus noch einmal wie- 
dergewählt zu werden, hätte eigentlich 
einen fähigeren Teamchef erfordert. Da 
Beckenbauer nun einmal abgedankt hat, 
am besten Uli Hoeneß, dem Kohl, wie der 


Bayern-Manager iegel 

zähle, erst jüngst zu seiner, ee 
Nor hal Hoeneß lieber seiier fiosierenden 
Firma die Treu und läßt sich für Abenteuer 


mit ungewissem Ausgang vorerst nicht 
einspannen. 
Ein schwacher Trost bleibt dem rechten 


Flügel-Duo Kohl/Vogts: Auch beim Kon- , 


kurrenten und Mitfavoriten Italien lief 
nichts nach Wunsch — obwohl dort das 
„Umfeld“ ungleich besser bestellt war. 
Bei Berlusconi und dem früheren Milan- 
Trainer Arrigo Sacchi, heute Coach der 
Squadra Azzurra, stimmte einfach alles. 
Die letzten Monate hatten Berlusconi eine 
Kette von Erfolgen beschert. Dem Wahl- 
sieg von Forza Italia im März folgte einen 
Monat später die dritte Meisterschaft für 
den AC Milan in Folge. wenig später das 


Finale der europäischen Landesmeister in 


Athen. 

Trainer Capello und Milan-Generaldi- 
rektor Galliani wußten auch in der Stunde 
des größten Triumphs, was sie ihrem im 
fernen römischen Senat weilenden Chef 
schuldig waren, und sagten brav ihre 
vorbereiteten Texte auf. ..Dies ist vor 
allem ein Sieg des Präsidenten“, hob 
Capello hervor. Galliani würdigte den 
Erfolgsmenschen Berlusconi: ..Er war 
immer schneller als die anderen. Als die 
anderen Häuser bauten. konstruierte er 
Städte, er erfand ein nationales Fernsehen, 
als die anderen sich mit kleinen Sendern 
befaßten. Er ist in die Politik gegangen, 
und nach zwei Monaten ist er Ministerprä- 
sident: Wir haben das Glück, in Kontakt 
mit diesem außergewöhnlichen Mann zu 
leben.“ (La Repubblica, 20.5.1994) 

Am 12. Juni, wenige Tage vor WM-Be- 
ginn, folgte Berlusconis nicht minder 
beeindruckender Erfolg bei den Europa- 
wahlen. Was konnte danoch schiefgehen? 
Im Aufgebot befanden sich sieben Spieler 
vom AC Milan, fast alle von ihnen auch 
bei Arrigo Sacchi Stammspieler. Aber um 
ein Haar wäre die italienische Mannschaft 
schon in der Vorrunde ausgeschieden 
Torwart Pagliuca wurde vom Platz ge- 
stellt; Franco Baresi, der „weltbeste Ab- 
wehrspieler“, offensichtlich von seinem 
Wahlkampf für Forza Italia erschöpft, 
verletzte sich ohne Einwirkung des Geg- 
ners; Roberto Baggio, der gern zum 
Superstar des Tumiers geworden wäre, 
war außer Form. Auch Berlusconis Ulti- 
matum vor dem Spiel gegen Mexiko — 
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„Aus rein menschlichen Motiven“. 


Legalisieren statt kriminalisieren. 


Linke 
Staat, Gesellschaft, Totalität. 


VSP: Immer noch da 


aufgeblättert 


„„Siegt oder bleibt in den USA!" - nützte 
nichts. Nur mit sehr viel Glück blieben die 
Italiener vorerst im Turnier. 

Jetzt, da die Vorrunde vorüber ist, 
scheint klar, daß die „‚Fußballzwerge“ aus 
Irland und Nigeria sich erheblich größere 
Hoffnungen auf den Weltmeistertitel ma- 
chen dürfen als die Maulhelden aus Italien 
und der BRD. Eigentlich sind beide Teams 
schon gescheitert — ein schöner Rück- 
schlag für Berlusconi und Kohl, der zu der 
Hoffnung Anlaß gibt, daß Miesmacherei 
und Genörgel künftig in beiden Ländern 
wieder stärker sein werden als nationale 
Begeisterung. 
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Der nächste ak erscheint am 24. August 1994. 


.4 


Ein schwarz-rot-goldenes ‚‚Wunder von 
Los Angeles“, als Wiederholung des 
„„Wunders von Bern“ vor exakt 40 Jahren, 
wird es nicht geben. Vorausgesetzt, es geht 
alles mit rechten Dingen zu. Womit nicht 
auf den von Maradona geschluckten Hu- 
stensaft angespielt werden soll, sondern 
auf Gaunereien ungleich größeren For- 
mats: Noch heute sind nicht wenige 
Ungarn überzeugt, daß ihr überlegenes 
Team 1954 nur durch Bestechung um den 
verdienten Weltmeistertitel gebracht wor- 
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